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Aus eigener Erfahrung mit der Diktatur in der DDR 
aus guter Erinnerung 
an politischen Druck und Widerstehen 
an Volksverdummung und Wahrhaftigkeit 
an hohle Phrasen und aufsässige Verse 
an militaristisches Gehabe und grundsätzliche Gewaltlosigkeit 
an Bevormundung und Solidarität 


Wir haben es satt 


und aus jüngster Erfahrung mit der parlamentarischen Demokratie in der 


Bundesrepublik 


wenden wir uns nicht an den Bundeskanzler, nicht an Rot-Grün, nicht an die 
Oppositionsparteien, sondern an Euch, einfache Bürger wie wir. 


„Die Kommunikation zwischen Staat und Gesellschaft ist offensichtlich gestört.” 


Das war 1989 so. Und das gilt heute 
wieder. 

Wir fühlen uns in wachsendem Maße 
ohnmächtig gegenüber wirtschaftlichen, 
militärischen und politischen Strukturen, 
die für Machtgewinn und Profit unsere 
Interessen in lebenswichtigen Fragen ein- 
fach ignorieren. Wir fühlen uns in unse- 
rer Auseinandersetzung mit den aktuel- 
len Problemen unseres Landes und der 
Welt mehr und mehr an die uns wohl- 
bekannten Übel der Diktatur erinnert. 
So können wir uns zwar alle vier Jahre 
bei den Wahlen für eine von vielen strei- 
tenden Parteien entscheiden. 

Wir stellen jedoch fest, daß die Program- 
me dieser Parteien mit der Politik, die sie 
dann tatsächlich machen, kaum etwas 
zu tun haben. 

Die politischen Losungen in der DDR 
waren selten lustig, sie werden in ihrer 
Hohlheit von den Wahlwerbungen der 
Parteien heute übertroffen. 

Wir haben uns über das Abstimm- 
verhalten der Volkskammerab- 
geordneten amüsiert. Angesichts des 
Abstimmverhaltens der Bundestagsab- 
geordneten ist uns das Lachen vergan- 
gen. 

Wir haben es gelernt, hohle Phrasen und 
den sinnverkehrenden Gebrauch von 
Schlagworten zu erkennen und schad- 
los an uns abperlen zu lassen: 

Früher: Ewige Waffenbrüderschaft; Un- 
verbrüchliche Solidarität; Friedensdienst 
(mit der Waffe in der Hand); Erz für den 
Frieden (gemeint war das Uran der WIS- 
MUT für die russischen Atombomben); 
Mein Arbeitsplatz - mein Kampfplatz für 
den Frieden; Wer nicht für uns ist, ist ge- 
gen unsl 

Heute: Kreuzzug gegen das Böse; Ewi- 
ge Freiheit; Grenzenlose Gerechtigkeit; 
Uneingeschränkte Solidarität; Geschlos- 
senheit; Wer nicht für uns ist, ist für die 
Terroristen! 

Wir haben in der Revolution von 1989 
Kopf und Kragen riskiert, um das ver- 
haßte und verachtete System von Büt- 
teln und Spitzeln in der DDR zu über- 
winden. 

Wir hatten erwartet, daß nach dem Ende 


des Kalten Krieges auch die westli- 
chen Geheimdienste abrüsten. 
Keiner von uns hat jedoch damit ge- 
rechnet, daß nach Beendigung des 
Kalten Krieges die Telefonabhör- 
aktivitäten steil ansteigen, daß die von 
uns abgerissenen Stasi-Videokameras 
nur durch neue ersetzt werden. 

Wir sind entsetzt darüber, daß heute 
die Polizei zusammengestrichen und 
der Geheimdienst aufgeblasen wird. 
War denn alles umsonst? Wir wissen, 
wohin so was führt. 

Keiner von uns hat damit gerechnet, 
daß ein schrecklicher Terroranschlag in 
den USA zum Anlaß genommen wer- 
den könnte, scheinbar unumstößliche 
Maßstäbe von Recht und Gerechtig- 
keitsgefühl in der ganzen westlichen 
Welt ins Rutschen zu bringen. 

Wir haben nicht vergessen, wie die 
Gummiparagraphen des politischen 
Strafrechts der DDR uns die Luft ab- 


geschnürt haben. 

Wir greifen uns jetzt an den Hals, wenn 
wir lesen, mit welcher Leichtfertigkeit 
das Terrorismus-Bekämpfungsgesetz 
(der sogenannte Otto-Katalog) des In- 
nenministers und die entsprechenden 
Entwürfe in anderen westlichen Staaten 
und auf europäischer Ebene Gummi- 
stricke drehen, die wir glücklich losge- 
worden zu sein gehofft hatten. 

Wir sind verblüfft und entsetzt, daß un- 
sere Sehnsucht nach Gerechtigkeit mit 
höhnischem Gelächter und dem süffi- 
santen Verweis auf den Rechtsstaat be- 
antwortet wird. 

Wir sind entsetzt, wie selbstverständlich 
von hochrangigen Politikern gebilligt 
wird, daß die vermeintlichen Anstifter 
des Terroranschlags mit einer grotesk 
übermächtigen M ilitärmaschinerie 
umgelegt werden. Beweise für ihre 
Schuld? Geheim und wohl doch auch 
überflüssig! Haben deutsche Politiker 


bereits die amerikanische Begeisterung 
für die Todesstrafe übernommen? 

Wir sind entsetzt, mit welcher 
Dumpfbackigkeit Gegnern des Kriegsein- 
satzes in Afghanistan entgegengehalten 
wird, daß Krieg gegen Terroristen hel- 
fen kann. 

Weshalb traut sich niemand an die 
Waffenhändler in den USA und in der 
Bundesrepublik heran? 

Weshalb versuchen die USA mit allen 
Mitteln, die Errichtung eines Internatio- 
nalen Strafgerichtshofs zu verhindern? 
Natürlich wollen wir, daß ein unabhän- 
giges Gericht und nicht der Oberbefehls- 
haber der stärksten Armee der Welt ent- 
scheidet, ob die vorgelegten Beweise 
eine Verurteilung der vermeintlichen Hin- 
termänner des Terroranschlags rechtfer- 
tigen. 

Wir sind entsetzt darüber, daß ganz ne- 
benbei schon die Diskussion um die An- 
wendung der Folter salonfähig wird. Sind 


die Mächtigen in den westlichen Staa- 
ten nicht auf dem besten Wege, Ver- 
haltensweise, Denkstruktur und Werte- 
system einer Terroristenbande anzuneh- 
men? 

Wir haben es einfach satt. 

Wir haben es satt, daß unter dem Ban- 
ner von Freiheit und Demokratie gegen 
unsere Interessen regiert wird. 

Wir haben es satt, uns für dumm ver- 
kaufen zu lassen. 

Wir haben es satt, uns das platte Ge- 
schwätz auf Parteitagen anzutun. 

Wir haben Volksvertreter satt, die un- 
sere Interessen nicht vertreten und das 
auch noch als Erfolg feiern. 

Wir haben einen Bundeskanzler satt, 
der um der Macht willen Abgeordnete 
dazu bringt, ja zum Krieg zu sagen, 
wenn sie nein meinen, und nein zu sa- 
gen, wenn sie ja meinen. 

Wir machen nicht mit, wenn Kriegsein- 
sätze mit Worthülsen wie „Verantwor- 
tung übernehmen”, „der neuen Rolle 
Deutschlands in der Welt” , mit „Politik- 
fähigkeit” und „der Durchsetzung der 
Rechte der Frauen” verharmlost wer- 
den. 

Wir verweigern uns diesem Krieg. 

Nur eine Diktatur braucht linientreue 
Parteisoldaten. Demokratie braucht 
mündige Bürger. Lassen wir Medien, 
Parteien, Kultur und Wissenschaft nicht 
von röhrenden Funktionären gleich- 
schalten. 

Die erbärmlichen und erschreckenden 
Umstände der Rot-Grünen Entschei- 
dung für den Krieg lassen keinen Raum 
mehr für parteitaktische Spielchen, für 
die Sorge um den eigenen warmen 
Arsch - machen wir endlich den Mund 
auf! 

Berlin, 13. Dezember 2001 


Foto: Christian Jongeblodt 
Quelle: M.-Domaschk-Archiv Berlin 
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Wir haben es satt - 


erste Bilanz eines zornigen Protests 


Öffentlichkeit: Wir sind begeistert, wie viele 
Menschen unsere Erklärung inzwischen in 
die Hand bekommen haben. Innerhalb nur 
eines Vierteljahres haben rund 200.000 Le- 
ser unsere Internetseite angewählt, auf der 
der Text der Erklärung, die Unterzeichner/ 
innen und eine Auswahl der eingegange- 
nen Briefe zu finden sind. Die Erklärung 
wurde schnell auf zahlreiche andere 
Internetseiten übernommen. 

Auch in Zeitungen und Zeitschriften wurde 
unser Text freundlich behandelt: Wir ken- 
nen Veröffentlichungen des vollen Wortlauts 
oder von Auszügen in der Berliner Zeitung, 
der Frankfurter Rundschau, dem FREITAG, 
dem Neuen Deutschland, bei Spiegel-on- 
line, im online-Archiv der Zeit, im online-) u- 
gendmagazin der Süddeutschen Zeitung, in 
Zeit-Fragen, Publik Forum, bei TELEPOLIS, 
in Archipel und Ossietzky. Wenn Sie weite- 
re Fundstellen wissen, schicken Sie unsdoch 
bitte eine Kopie. 

Es gab etliche Radio- und Femsehinterviews 
mit verschiedenen Unterzeichnern des Tex- 
tes, Herr Ullmann wurde von Frau Christian- 
sen eingeladen. Wir alle haben seit 1989 
Erfahrungen damit gesammelt, wie schwer 
es ist, in den Medien für ein konkretes Pro- 
blem Gehör zu finden - bezüglich unseres 
Textes wurden wir angenehm überrascht, 
das Meedienecho war deutlich besser als er- 
wartet. Herzlichen Dank allen, die das be- 
werkstelligt haben. 


Reaktionen: Noch mehr haben wir uns 
über das Echo von den Lesern selbst ge- 
freut: Unser Text wurde überraschend ge- 
nau verstanden, hat aber vielfach höhere 
Erwartungen ausgelöst, als die Urheber ver- 
wirklichen können. Telefonisch und schrift- 
lich erreichte unsüberwiegend Zustimmung, 
sorgfältig überlegt - aber auch ganz spon- 
tan in der ersten Begeisterung oder dem 
ersten Ärger. Viele Briefe waren so stark, daß 
wir beim Lesen schlucken mußten, weil sie 
so authentisch unsere eigenen innersten Ge- 
fühle trafen. Obwohl wir zunächst gar nicht 
daran gedacht hatten, Unterschriften zu un- 
serem Text zu sammeln, gibt es inzwischen 
mehr als 600 weitere Unterzeichner. In an- 
deren Beiträgen kam auch Kritik, sogar eine 
gewisse Häme, daß wir die gute alte DDR 
zerschlagen hätten und nun endlich - aber 
leider zu spät - erkennen würden, daß wir 
heute größere Probleme hätten als in der 
DDR. Esgab auch höhnisches Gelächter, wie 


lange wir gebraucht hätten, zu merken, wie 
die Politik funktioniert. Einige Briefe waren 
völlig resigniert. Überraschenden Beifall gab 
es von Personen und Organisationen, de- 
nen die scharfe Kritik an der gegenwarti- 
gen Praxis unserer Politik gut gefiel, die aber 
eine Vision damit verbinden, die keiner der 
Erstunterzeichner teilt. Sieträumen von den 
Grenzen des Deutschen Reiches vor dem 
zweiten, ja sogar vor dem ersten Weltkrieg 
- wir bekommen bei diesem Thema eher 
Albträume. Um M ißverständnissen vorzu- 
beugen: Wir haben die NPD, die unseren 
Text auf ihrer Internetseite angeboten hat, 
aufgefordert, den Text unverzüglich zu lö- 
schen. 


Motivation und Anlaß: Wir wurden en- 
ergisch wachgeschüttelt durch den schreck- 
lichen Terroranschlag am 11. September. Wir 
mußten nicht diskutieren, ob den Opfern 
geholfen werden muß, ob die Täter vor 
Gericht gestellt werden müssen - das war 
selbstverständlich. Fast noch stärker als der 
Anschlag selbst traf uns allerdings die ab- 
surde Reaktion in der politischen Klasse der 
USA und dann auch in Deutschland. Es gab 


Snziolstische Demokratie 
ın Aktıon: 
Arbeite mit, 
plane mıt, 
regiere mit! 


Denkverbote, Maulkörbe, eine Atmosphä- 
re der Angst, Desinformation, Aufrüstung 
in Wort und Tat - lebendige Erinnerung an 
alte Zeiten. So entstand die Idee, die Situati- 
on unseres politischen Systems mit den Au- 
gen einesengagierten Ostbürgers zu sehen. 
Zweifellos gibt es viele verschiedene Blick- 
winkel, von denen aus man eine kritische 
Bestandsaufnahme der parlamentarischen 
Demokratie in Deutschland vornehmen 
könnte - der Blick mit Osterfahrung ist ei- 
ner, von dem wir etwas verstehen. Wir sind 
nicht blind für andere Sichtweisen und hof- 
fen, daß unsere Sicht der Verhältnisse auch 
bei anderen etwas zu Diagnose und Thera- 
pie unserer kranken Gesellschaft beiträgt. 


Erstunterzeichner: Wer sind wir? Leute, 
die zu DDR-Zeiten versucht haben, ihren auf- 
rechten Gang zu bewahren, die 1989 zu 
den einfachen Bürgern (die einige Leser uns 
nicht recht abgenommen haben) gehörten, 
die eine Diktatur zum Einsturz brachten. Wir 
übertreiben wohl nur wenig, wenn wir für 
eine gewisse Erfahrung im Umgang mit ei- 
ner kranken Gesellschaft stehen. Viele von 
unshaben während desUmbruchs und viele 


Frieden fur uns, 
fur olle, 


Friede in enserem Lande | 
Friede on unserer Stadt! 

Jaf sıa den qui hehause, 

Drr sıe gebowel hat! 

Fruede ın unserem House! 

Friede im Haus nebenan! 

Friede dem friedlichen Nachbar 
Dof Jedes gederhen konn 


Jahre danach Politik mitgestaltet - in Parla- 
menten aller Ebenen, verschiedensten Or- 
ganisationen und Vereinen und auf der 
Straße. Fett sind wir dabei nicht gewor- 
den, unser Wohlverhalten war früher 
nicht käuflich und ist esheute auch nicht. 
Das zu skizzieren haben wir hinter unse- 
re Namen ein paar Schlagworte in Klam- 
mern gesetzt - in einem Kontext, in dem 
uns niemand peinliche Eitelkeit geschei- 
terter Politdilettanten unterstellen dürf- 
te. 

Unser Text war für uns aus hygienischen 
Gründen fällig wie Zähneputzen. 
Uns wären die Zähne ausgefallen, wenn 
wir nicht endlich zugebissen hätten. 


Perspektive: Wir freuen uns, daß die vie- 
len Briefe und Anrufe ganz deutlich zei- 
gen, daß es in der Einschätzung der ge- 
genwärtigen Probleme kaum Unterschie- 
de zwischen Ost- und West-Bürgern gibt. 
Wer von uns erwartet, daß wir jetzt an- 
sagen werden, wo’s langgehen soll, daß 
wir die neue Fahne schwenken, daß wir 
nun endlich die ganz richtige Partei grün- 
den werden, die in Kürze den Bundes- 


Wir kampfen um den Titel 


„BEREICH DER 
VORBILDLICHEN 
SICHERHEIT 
UND ORDNUNG" 
Leiste ouch Du 
Deinen Beitrag 


Unser Ziel bis 1990: 73% 


„Durchsetzung des? i 


Sanitarprogramms 
in 807. oller b 
Wohnungen 


kanzler stellt, daß wir von einem 
Revolutionsbüro aus ein Netz revolutio- 
närer Zellen steuern wollen, hat uns miß- 
verstanden. 

Wer ohne Angst sagen will, waser denkt, 
wer nicht von denen da oben belogen, 
betrogen und für dumm verkauft wer- 
den will, wer Politiker sucht, die die In- 
teressen der Bürger vertreten, wer in 
der kontroversen Diskussion Wahrheit 
und Lösungen suchen will, wer 
Überwachungsstaat und Militäreinsät- 
ze ablehnt, wer im Grundgesetz mehr 
als nur ein Stück Papier sieht, für wen 
Gerechtigkeit ein ernsthaftes Ziel und 
kein senitimentaler Schmus ist, der 
kann bei uns Freunde finden, Anregun- 
gen zum Nachdenken und Ermutigung, 
sich nach bestem Wissen und Gewissen 
einzumischen, auch dann, wenn die Er- 
folgsaussichten verschwindend gering 
sind. Wir machen gerade in vielen ganz 
verschiedenen Lebensbereichen die Erfah- 
rung, daß die Überlegenheit der parla- 
mentarischen Demokratie über die Dik- 
tatur mehr vom couragierten Auftreten 
mündiger Bürger als vom Wahlsieg einer 
bestimmten Partei abhängt. Nehmen wir 
die Herausforderung an. 


Sebastian Pflugbeil 


(1) Die Abgeordneten des Deutschen Bundes- 
tages werden in allgemeiner, unmittelbarer, 
freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. 
Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Auf- 
träge und Weisungen nicht (Vielleicht an Über- 
weisungen? Der Setzer) gebunden und nur ih- 
rem Gewissen unterworfen. (Artikel 38 GG) 


„Über die Listenaufstellung für die Bundestags- 
wahl entscheiden die Landesdelegierten- 
konferenzen. Aber den Delegierten ist natürlich 
das Verhalten der einzelnen Abgeordneten prä- 
sent, Und: daß auch zukünftig knappe Regie- 
rungsmehrheiten gesichert werden müssen. (...) 
Jeder, der sich um ein Mandat als Bundestags- 
abgeordneter bemüht, muß sich darüber klar 
werden, in welche Situationen er kommen kann. 
Jeder muß sich darüber klar sein, daß es die SPD 
ist, weswegen er gewählt wird.“ 

(Franz Müntefering nach der Bundestagsabstimmung 
über den Einsatz von Bundeswehrsoldaten in Mazedo- 
nien, bei der 19 von 286 SPD-Abgeordneten mit Nein 
gestimmt hatten. 

„Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung“ am 2. Sep- 
tember 2001) 


Foto: Jurino Reetz 
Quelle: M.-Domaschk-Archiv Berlin 


Aus den Reaktionen zur Erklärung 


Günter F., 28. Januar 2002 


Brief an M. und C. Führer 


Liebe Monika, lieber Christian, 

heute habe ich die Satt-Web-Site an- 
geschaut. 

Wer ist nun, sieben Wochen nach Pu- 
blikation des Aufrufs, „aufgerüttelt“ 
(Monikas Worte) worden? Ein krei- 
schender Appell ohne konstruktiven 
Ansatz wurde zu einer Zeit, da wegwei- 
sende Alternativen mehr als bisher NOT- 
WENDIG sind, durch die Weihnachts- 
stuben und durchs Land gejagt und ist 
verebbt. Ich hoffe, Ihr analysiert die Dis- 
kussion im Internet aufrichtig und ehr- 
lich: Fast nur larmoyante, nicht über- 
zeugende Zustimmung ohne fortfüh- 
rende Ideen. Wenn die, die sich für 
Gleichgesinnte halten, aus dem Aufruf 
nichts herausschälen und keine Reali- 
sierung, keine Weiterentwicklung der 
Ideen präsentieren können, wer dann? 
Der Aufruf erntet Ignoranz auf breiter 
Front, nicht einmal eine spürbare Kon- 
troverse konnte hochgekocht werden. 
Ich räume die Möglichkeit ein, daß wir 
alle, die wir unseren Namen für diesen 
wohl ernst gemeinten, aber ideenlosen 
Aufruf nie hergegeben hätten, politisch 


unbedarft oder unchristlich oder gew is- 
senlos sind, oder vielleicht auch zu 
dumm, um die gut versteckte gute Bot- 
schaft des Aufrufs zu erkennen. Aber 
davon müßt Ihr uns, die wir uns auch 
ein paar Gedanken machen, jetzt über- 
zeugen. 

...Die Stasifunktionäre allerdings fühlen 
sich durch den Aufruf in ihrer früheren 
Meinung bestärkt, keine Frage.... 

Um ehrlich zu sein, lieber Christian, Euer 
Aufruf an sich hat mich nicht zum Dis- 
put angestachelt. Es war vielmehr Dein 
Kommentar, als Du mir die Kopie in 
Leipzig gabst, dass mir der Aufruf si- 
cher nicht gefallen würde. Das verlang- 
te Antwort. Gestört am Aufruf hat 
mich, dass so heftig polemisiert wird 
ohne jeden Hinweis, wie die Situation 
zum Besseren verändert werden könn- 
te, denn das hatte ich, wie vielleicht 
auch andere, nach dem Lesen der er- 
sten Zeilen des Aufrufs erwartet. Wer 
vor dem Lesen des Aurufs ratlos war, 
bleibt es auch nachher - bis auf eine 
Gruppe: Die seit der Wende ratlosen 
Stasioffiziere werden nach dem Aufruf 


nicht mehr ratlos sein und sich vor Freu- 
de auf die Schenkel schlagen und 
triumphieren: „Jetzt reden sie fast ge- 
nau schon so wie wir damals“. 

Liebe Grüße nach Leipzig und alles Gute 
- Euer Günter 


Antwort 


von Christian Führer (Erstunterzeichner) 


Lieber Günter! 

Danke für Dein anhaltendes Interesse 
an „Wir haben es satt“. Ich komme 
gleich zu Deiner Frage, was nun 7 Wo- 
chen nach dem Aufruf passiert sei. Re- 
den kann ich nur über Zusendungen 
von Menschen, die weder Computer 
noch Internetanschluss haben (siehe 2.). 
1. Ich z. B. freue mich, dass Du Dich so 
nachhaltig und scharf darüber bzw. 
dagegen äußerst. Denn das sollte die- 
ses arme Papier: Menschen anstacheln 
zum Nachdenken mit Kopf und Bauch, 
Menschen anregen zum Aufregen. Das 
Schlimmste wäre gewesen, wenn die- 
se unsere Stimme nicht einmal mehr 
gehört worden wäre, weil die Gesell- 
schaft durch das maschinengew ehr- 
hafte Mediengetrommel schon taub 


geworden wäre. Unsere schrill-schrägen 
Töne haben Wirkung hervorgebracht. 
das ist fast mehr, als man heutzutage 
überhaupt noch erwarten kann in ei- 
ner Gesellschaft, die sich allenfalls noch 
durch Ereignisse wie die des 11. Sep- 
tember aus dem Schlaf der Sicherheit 
reißen lässt. 

Insofern ist unser Aufruf eben keines- 
falls ideenlos, genau so wenig wie Eure 
Aktion zum Bachfest 1968* in der 
Kongresshalle. Da ist auch viel guter 
Staub aufgewirbelt worden, obwohl 
der allerdings auch nicht 7 Wochen 
später zur gesellschaftlichen Verände- 
rung der DDR geführt hat. 

2. Es gibt viele Leute in unserem Land, 
die die Möglichkeit dieser real existie- 
renden (Parteien-) Demokratie mit 4 
Millionen Arbeitslosen nicht erfolgreich 
nutzen können bzw. nicht über ausrei- 
chende Kraft verfügen, permanente 
Erfolglosigkeit von Eingaben auszuhal- 
ten und aufgrund mangelnder finanzi- 
eller Mittel für Rechtsstreitigkeiten bis 
hin zum Bundesverwaltungsgericht 
auch auf diese wunderbare Möglichkeit 
verzichten müssen. Viele dieser Men- 
schen haben Mut gewonnen, weil es 
Menschen gibt, die sich nicht unterkrie- 
gen lassen, sich auch nicht mit einer 


2/3-Gesellschaft zufrieden geben wol- 
len. 

3. Kein System darf heilig gesprochen 
werden! Aus Deinen Äußerungen habe 
ich den Verdacht gewonnen, dass Du 
mehr oder weniger kritiklos diese De- 
mokratie bejahst, weil Du die Diktatur 
kennen gelernt hast. Jedes System hat 
systemimmanente Fehler, die das Sy- 
stem selbst nicht bekämpfen kann. So 
ist auch die real existierende bundes- 
deutsche Demokratie keine heilige Kuh, 
die nicht angetastet werden dürfte, 
besonders, wenn sie träge geworden 
ist und sich von ihren Ursprüngen ent- 
fernt hat. Jedes System muss im Namen 
und Sinn des alternativen Juden JESUS 
von Nazareth hinterfragt und ver- 
menschlicht werden. Sollte eine Demo- 
kratie dies nicht vertragen oder vertra- 
gen wollen, verdient sie diesen Namen 
nicht. 

Ich werde - Dein Einverständnis voraus- 
setzend - diesen Brief als erste Äuße- 
rung ins Internet setzen. 


Sei herzlich gegrüßt von Christian 


* Protestaktion von Studenten gegen die 
Sprengung der Universitätskirche Leipzig 
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www.wir-haben-es-satt.de 


Martin Böttger 


Sattheit und Hunger in der Politik 


Selig sind, die hungern und dürsten nach der Gerechtigkeit, denn sie sollen satt werden. 


(M atth. 5, 6) 


Röhrende Hirsche sah ich schon oft, leider 
nie in der freien Natur, sondern immer nur 
auf Ölgemälden in heimatlich-sächsischen 
Wohnzimmern. Noch nie ist mir jedoch ein 
röhrender Funktionär begegnet, weder in 
40 Jahren DDR noch in 12 Jahren vereinig- 
tem Deutschland. Nun gibt es Leute, von 
denen ich einige zu meinen Freunden zäh- 
le, dieglauben, „röhrende Funktionäre“ aus- 
findig gemacht zu haben: als Gleichschalter 
von Medien, Parteien, Kultur und Wissen- 
schaft. 

Die Unterzeichnerinnen des Aufrufs „Wir 
haben essatt“ vom 13.12.2001 (www.wir- 
haben-es-satt.de) befürchten offenbar die 
totale Gleichschaltung, das absolute M und- 
verbot und wehren sich dagegen, indem sie 
uns zurufen: „Reden wir mit unseren Kin- 
dern und mit unseren Eltern über diesen 
Krieg, über Gerechtigkeit in Deutschland 
und der Welt ...“. Die Leser dieses Aufrufes 
- wenn sie es denn bis zu jener Stelle ge- 
schafft haben - dürften jedoch in aller Regel 
Menschen sein, in deren Familien ohnehin 
über Krieg, Gerechtigkeit, Rechtsstaatlich- 
keit geredet wird. Sie dürften sich daher fra- 
gen, was denn nun nach dem Reden über 
Rechtsstaatlichkeit, „die uns zwischen den 
Fingern zu zerinnen droht“, kommen soll? 
Kommt jetzt nur die große Verweigerung 
(„wir verweigern uns diesem Krieg“) oder 
kommt mehr? Wenn jemand schon einmal 
erfolgreich Kopf und Kragen für eine richti- 
ge Sache riskierte, was die Verfasser für sich 
reklamieren, darf man einiges mehr erwar- 
ten, als einen Aufruf ins Internet zu stellen. 
Ihr habt in der Revolution von 1989 „Kopf 
und Kragen“ riskiert, um das Büttel- und 
Spitzelsystem der DDR zu überwinden. 
Heute seht Ihr Euch Volksvertretern gegen- 
über, die Eure „Interessen nicht vertreten und 
das auch noch als Erfolg feiern“ . 

Wäre es da nicht an der Zeit, wieder Kopf 
und Kragen zu riskieren? 

Nun bin ich nicht Brecht und meine sprach- 
lichen Ausdrucksmöglichkeiten sind be- 
grenzt. Aber was fange ich mit den verba- 
len Entgleisungen an, die wortgewaltign 
Aufrufern unterlaufen und die nicht nur mir 
auffallen? Meine Ratlosigkeit steigert sich, 
wenn ich mir vorstelle, dass Wolfgang 
Ullmann einen Text unterzeichnete, in dem 
von der Sorge um den „warmen Arsch“ die 
Rede ist. Muss ich mir da nicht Sorgen ma- 
chen? 

Hatten wir nicht einmal gemeinsam gehun- 
gert und gedürstet nach Gerechtigkeit? 
Hans-Jochen Tschiche, Mitunterzeichner bei 
„Wir haben es satt“ , war dabei, als wir vom 
6. bis13. August 1983 in der Berliner Erlöser- 
kirche für den Frieden fasteten. Nun, in ei- 
ner immer noch ungerechten Welt, geht es 
plötzlich nicht mehr um Hunger, sondern 
um „Satt-haben“ . Ausder Fastenaktion vom 
August 1983 wuchsder Versuch einer Men- 
schenkette am 1. September 1983 zwischen 
der sowjetischen und der amerikanischen 
Botschaft, was für die meisten Teilnehmer 
in Festnahmen und mehrstündigen Verhö- 
ren, für mich in zwei Wochen Untersu- 


chungshaft bei der Staatssicherheit endete. 
Hatten wir die Kraft dazu nicht aus unse- 
rem Hunger nach Gerechtigkeit und Frie- 
den geschöpft? Wie kann dann aus dem 
Satz „Wirhaben es satt!“ vergleichbares er- 
wachsen? 

Welcher Stolz und welche Würde steckte 
doch in dem Satz „Wir sind das Volk!“ 
Welche Enttäuschungen und welche Ohn- 
macht müssen sich hinter dem Aufschrei 
„Wir haben es satt“ verbergen! Aus Ohn- 
macht kann Gegenmacht erwachsen. Ich 
bezweifle jedoch, dass von diesem politi- 
schen Rundumschlag, den Menschen 
„a.D.“ führen, und der von mir nur als po- 
litische Bankrotterklärung verstanden wer- 
den kann, nachhaltige demokratische Re- 
formen ausgehen können. 

Am Anfang der Ökumenischen Versamm- 
lung 1988 für Gerechtigkeit, Frieden und 
Bewahrung der Schöpfung in Dresden stan- 
den Zeugnisse der Betroffenheit. Hans-Jür- 
gen Fischbeck, Mitunterzeichner vom 13. 
Dezember 2001, war über die mutige Akti- 
on Reinhard Lampes am 13. August 1986 
„25 Jahre Mauer sind genug“ (nachzule- 
sen ebenfalls bei Neubert; Eisenfeld, s.o.) 
betroffen. Kann irgendjemand über „Wir 
haben es satt“ in auch nur annähernder 
Weise betroffen sein? Was soll denn unser 
langjähriger Freund Helmut Lippelt, Mitglied 
im Auswärtigen Ausschuss des Bundesta- 
ges, denken, liebe MitstreiterInnen aus der 
Bürgerbewegung, wenn wir.angesichts der 
Verflochtenheit unseres Landes in Terroris- 
mus und Krieg und dem Ringen um eine 
Friedensordnung für Zentralasien den Bun- 
deskanzler, die Bundesregierung, die Abge- 
ordneten und das „platte Geschwätz auf 
Parteitagen“ satt haben? 


Liebe Freundinnen und Freunde, lasst doch 
meinetwegen röhrende Hirsche nach der 
Hirschkuh schreien. Hungrige Menschen 
schreien nach Nahrung und Gerechtigkeit. 
Bildungshungrige M ädchen in Afghanistan 
schreien nach Schulen. Unser Land braucht 
hungrige Menschen, auch und vor allem 
für die Politik. M it Satthabern ist keine Poli- 
tik zu machen. 


Wir haben es 
satt, weil wir 
Hunger haben. 


Antwort 
an Martin Böttger 


Lieber Martin, 

viele haben uns verstanden - die Reaktio- 
nen auf der Web-Seite zeigen es - Du lei- 
der nicht, wie Deine Stellungnahme „Satt- 
heit und Hunger in der Politik“ zeigt. Das 
macht mich betroffen. Viele der Unterzeich- 
ner kennst Du, einige zählst Du zu Deinen 
Freunden. Wäre das nicht Grund genug, 
zu fragen: Wie können sie es gemeint ha- 
ben, so dass doch etwas Richtiges und Be- 


denkenswertes dran ist? Um ein Beispiel zu 
bringen: Auch ich habe mich gefragt, wer 
oder was mit „röhrenden Funktionären“ 
gemeint ist und fand schnell die Antwort, 
in dem ich mich erinnerte, dass Parteitags- 
redner eigentlich fast immer mehr oder 
weniger brüllen - röhren -, obwohl doch die 
Tontechnik selbst leise Worte laut und deut- 
lich hörbar machen könnte, Sie argumen- 
tieren nicht mit Gründen und Gegen- 
gründen, sondern sie haben immer schon 
gesagt und immer schon gewußt, wasrich- 
tig ist und dass der politische Gegner dumm 
oder böswillig ist. Überzeugungskraft wird 
durch Polemik und schlicht durch Lautstär- 
ke ersetzt. Das ist gemeint. 

Dich stößt und ärgert „der politische 
Rundumschlag“ ebenso wie auch Christoph 
Dieckmann in seiner Stellungnahme in der 
Zeit vom 3. Jan. 2002. Erkritisiert zwar auch 
unseren „Sensenschlag“, wie er es nennt, 
gibt uns aber in ein paar Sätzen in der Sa- 
che doch recht und läßt damit erkennen, 
dasser verstanden hat, waswirgemeint ha- 
ben. Du siehst offenbar derart Berechtigtes 
leider nicht und findest auf Deine Frage: 
„Welche Enttäuschung und welche Ohn- 
macht müssen sich hinter dem Aufschrei 
„wirhaben essatt“ verbergen?“ keine Ant- 
wort. 

Gewissbringt unser Aufruf Enttäuschungen 
und Ohnmachtserfahrungen zum Aus- 
druck, primär geht esaber doch um bestür- 
zende Vorgänge auf der politischen Bühne, 
die den Anspruch erhebt, demokratisch zu 
sein. Sie werden in unserer Erklärung, wie 
ich meine, erkennbar und verstehbar ange- 
sprochen, und ihnen fühlen wir uns hilflos 
ausgeliefert und glauben, dass es so auch 
die Mehrheit der Bürger(innen) empfindet 
- und das in einer Demokratie, in der diese 
Mehrheit angeblich das Sagen hat. 

Es scheint mir nicht überflüssig zu sein, auf 
diese Vorgänge noch einmal kurz einzuge- 
hen, da Du sie anscheinend nicht so wahr- 
genommen hast wie wir: Da erklärt der Prä- 
sident der USA im völkerrechtlichen Sinne 
einen „Krieg gegen den Terrorismus“. Da 
man gegen einen -ismus keinen Krieg füh- 
ren und gegen Terroristen nur mit polizeili- 
chen und geheimdienstlichen Mitteln vor- 
gehen kann, fügt er, damit ein richtiger Krieg 
daraus wird, hinzu, als wäre das geltendes 
Völkerrecht, man werde keinen Unterschied 
machen zwischen Terroristen und Staaten, 
die ihnen Unterschlupf gewähren. Dass da- 
mit Bevölkerungen, die mit Terrorismus 
nichts zu tun haben, in mit Blut zu bezah- 
lende Haftung genommen werden, war kei- 
ne angemessene demokratisch-öffentliche 
Erwägung wert, ganz zu schweigen davon, 
dass die Attentäter selbst ihren Unterschlupf 
z.B. in Deutschland gefunden hatten. „Über- 
raschende Schläge“ mit „allen erforderlichen 
Mitteln“ werden solchen von den USA zu 
definierenden „Schurkenstaaten“ ange- 
droht. Um den notwendigen Zustimmungs- 
druck zu erzeugen, erklärte der Präsident - 
oft als mächtigster Mann der Welt bezeich- 
net - „wer nicht für uns ist, der ist für den 
Terrorismus“ . Soll man da nicht auch im Ohr 
haben, was Samuel Huntington, der ge- 
schätzte Autor des Buches „Clash of 
Cultures“ unlängst warnend sagte: „Zwei- 
drittel der Weltbevölkerung sind gegen die 
Vereinigten Staaten eingestellt“? Eswerden 


Antwort auf den Brief des OV Bündnis 90/Die Grünen, 
Stuttgart-Sillenbuch 


(Die Antwort ist jeweils kursiv und fett an die diskutierten Stellen des Briefes eingefügt.) 


Liebe Bürgerrechtler, 


Mit Interesse haben wir Euren Aufruf 
gelesen und diskutiert. Viele Eurer Ein- 
wände können wir gut verstehen oder 
finden sie richtig; wir sind aber auch 
froh, dass in diesem Land mit der von 
Euch so geringgeschätzten Demokra- 
tie... 

Das ist ein Mißverständnis - wir 
schätzen die Demokratie sehr, se- 
hen sie nur in unserem Land mehr 
und mehr zu einem Tarnnamen für 
etwas ganz anderes verkommen. 
..|hr Euch (wie jede/r) frei äußern 
könnt- 

Was ist mit den Schülern und Leh- 
rern, was mit den Springer-Journa- 
listen, was mit U. Wickert? 

- und Euch niemand zwingt, in einen 


Krieg, egal wohin, zu ziehen. 

Wir sind überwiegend schon etwas 
aus dem Soldatenalter raus, haben 
zu einem großen Teil zu DDR-Zei- 
ten gegen das sozialistische Säbel- 
rassen gestanden, hatten aber zu 
DDR-Zeiten tatsächlich keinen ein- 
zigen Einsatz der Nationalen Volks- 
armee im Ausland. Jetzt sieht es so 
aus, als ob das Routine wird. Ich fra- 
ge Euch, wie Ihr zu dem Kriegsein- 
satz steht, ist er das Mittel der Wahl, 
mit welcher Position seid Ihr nach 
Rostock gefahren, wie habt Ihr dort 
abgestimmt? Könnt Ihr das Rechen- 
stückchen der acht Aufrechten 
nachvollziehen? 

Die Aussage : „Wir haben es satt“, ist 
leider nicht sehr hilfreich, da Ihr keine 
Vorschläge macht, was anders gemacht 


werden könnte. Wir haben auch schon 
sehr oft gedacht „wir haben alles satt“ , 
aber nach inigem Nachdenken doch 
unsere politischen Möglichkeiten ge- 
nutzt und uns doch wieder eingebracht, 
denn Verweigerung und Rückzug bringt 
keine Änderung. 

Wir haben nicht einer tumben 
Bauchpinselei wegen zu unseren 
Namen Klammern angegeben, in 
denen - sehr unvollständig - ange- 
deutet wird, daß wir Leute sind, die 
sich im Zweifelsfall einmischen, 
auch wenn es dafür kaum Blumen 
gibt. So haben wir auf den Kriegs- 
beteiligungsbeschluß laut reagiert. 
Wir haben den Otto-Katalog se- 
ziert. Ich habe in der Zeit der Rot- 
Grünen Koalition große Erwartun- 
gen in den Atomausstieg und die 


wohl hauptsächlich die Armen der Zwei- 
drittel-Welt sein, die aber doch deswegen 
noch nicht für den antiamerikanischen Ter- 
rorismus sind. Nicht zu bestreiten aber ist - 
obwohl es eilfertig und kurzschlüssig ge- 
schah -, dass die himmelschreiende welt- 
weite Ungerechtigkeit wesentlicher, wenn 
auch nicht einziger Nährboden für den Ter- 
rorismus ist. Es ist so, wie Du sagst: „Hung- 
rige Menschen schreien nach Nahrung und 
Gerechtigkeit.“ Einige von ihnen - und viel- 
leicht werden es immer mehr - stellen sich 
lieber als Selbstmordattentäter zur Verfü- 
gung als ein aussichtsloses Leben in Elend 
und ständiger Demütigung zu führen. Der 
„Krieg gegen den Terrorismus“ wird den 
Terrorismus anheizen. Er trägt bei zu der 
unheilvollen Spaltung der Welt in Arm und 
Reich und gibt ihr nun auch noch eine mili- 
tärische Dimension. 

Im Handumdrehen wurde die US-Kriegser- 
klärung unter Überziehung des Nato-Ver- 
trages zum Bündnigfall. Das Einsatzgebiet 
wurde potentiell die ganze Welt. De facto 
wurde ein Weltkrieg erklärt. De facto wur- 
de der US-Präsident ermächtigt, Nato-Trup- 
pen, auch deutsche, überall in der Welt ein- 
zusetzen. All das vollzog sich hinter dem 
Schleier der „uneingeschränkten Solidari- 
tät“, hinter einem Schleier mächtiger politi- 
scher und medialer Stimmungs- und 
Meinungsmache, die in der Tat Kritiker zum 
Schweigen brachte und eine weitreichen- 
de Gleichschaltung bewirkte. Es hat, wieich 
höre, massive Einflussnahmen des Kanzler- 
amtes auf die öffentlich-rechtlichen Medi- 
en gegeben. „Mundverbot“ und „Gleich- 
schaltung“ müssen m.E. nicht erst „abso- 
lut“ und „total“ werden - wie Du schreibst 
- ehe man so etwas satt haben kann, denn 
dann kann man es nicht mehr öffentlich 
sagen. Dann ist es nämlich zu spät. 

All dies führte dann auch zu dem, was ich 
nur ein Desaster der parlamentarischen 
Demokratie nennen kann: In einer 
Bundestagsentscheidung, in der es um 
nichts Geringeres als um den Kriegseinsatz 
der Bundeswehr ging, stimmten diejenigen, 
die dafür sind, dagegen und fast alle, die 
dagegen sind, dafür. Mit der maßgeblichen 
Stimme haben viele, wenn nicht die Mehr- 
heit der Abgeordneten etwas anderes ge- 
sagt, als sie für richtig hielten. Ist das etwas 
anderes als Lüge? Selbst in Schicksalsfragen 
gilt offenbar die M acht mehr als die Sache. 
Das ist pervers, es tut mir leid, anders kann 
ich das nicht nennen. So etwas habe ich 
satt. 

Man kann es naiv nennen, die öffentliche 
Lüge satt und Hunger zu haben, nach dem, 
was es nach Meinung der „Realisten“ gar 
nicht gibt, nämlich nach Wahrheit, wenig- 
stens nach einem Minimum an öffentlicher 
Wahrheit und Glaubwürdigkeit. Wahrheit 
- so sagen diese postmodernen Zyniker - 
gibt es doch gar nicht, sondern nur Interes- 
sen. Jeder vertritt eben seine (M acht-) Inter- 
essen, na und? 

Nach 40 Jahren Staatssozialismus, der die 
Lüge institutionalisierte und nicht zuletzt an 
seiner Verlogenheit zugrunde ging, hatten 
wir mit Vaclav Havel die Hoffnung, dass „in 
der Wahrheit (zu) leben“ in einerrechtsstaat- 
lichen Demokratie wenigstens im Großen 
und Ganzen möglich sei. Ich glaube das 
noch immer. Ich glaube aber auch, dass De- 


neue Strahlenschutzverordnung 
gesetzt und mit einem sehr hohen 
Aufwand versucht, daran mitzuar- 
beiten. Meine Erfahrungen mit Rot- 
Grün zu diesem Thema sind nieder- 
schmetternd. Sie decken sich mit 
den Erfahrungen, die die großen 
Umweltverbände, die IPPNW, die 
Gesellschaft für Strahlenschutz, 
Greenpeace, die vielen kritischen 
Wissenschaftler, die die Grünen 
über viele Jahre mit Argumenten 
versorgt haben, gemacht haben. 
Arroganz, Ignoranz, Desinteresse 
und Desinformation in der Grünen 
Führung. Der Atomausstieg ist 
nichts anderes als eine Profit- 
garantie für die Betreiber, die Ver- 
sicherung der Kernkraftwerke ist 
lächerlich verbessert worden, der 
Katastrophenschutz ist eine Kata- 
strophe, die neue Strahlenschutz- 
verordnung ist die schlechteste in 
der Geschichte der Bundesrepublik, 
im Bereich der Wismut (Uran- 
bergbau DDR) gilt immer noch DDR- 


mokratie nur gedeihen und Bestand haben 
kann, wenn sie - recht verstanden - „in der 
Wahrheit leben“ kann. Was aber die real 
existierende „vermarktete“ Demokratie be- 
trifft, so habe ich diese Hoffnung weitge- 
hend verloren. Wenn Politik von Werbe- 
agenturen vermarktet wird, wird nur der 
Konsument im Menschen, nicht aber der 
vernünftige Bürger, der er auch ist, ange- 
sprochen mit Parolen, dienoch inhaltsänmer 
sind als die - freilich falschen - Losungen 
der SED. Dies ist nur ein Symptom der um 
sich greifenden Kommerzialisierung der Ge- 
sellschaft. Litten wir in den 40 Jahren der 
DDR unter einer Verstaatlichung der Gesell- 
schaft, so haben wir es heute mit ihrer fort- 
schreitenden Vermarktung zu tun, deren Er- 
gebnis ebenfalls das Ende der Demokratie 
sein wird. Selbst konservative Beobachter 
sehen das so wie etwa der Biologe Hans 
Mohr, der unlängst schrieb: „Das Ende des 
Politischen ist absehbar. Politik löst sich auf 
in Technologie und Ökonomie.“ Das Ende 
des Politischen - was ist das anderes als das 
Ende der Demokratie? Das ist es, was uns 
der Vergleich von damals und heute zeigt: 
große Unterschiede - Vermarktung vs. Ver- 
staatlichung -, aber auch fatale Parallelen. 
Mit Recht fragst Du und etliche andere: 
„Kommt jetzt nur die große Verweigerung 
oder kommt mehr?“ Wo bleibt eine kon- 
struktive Alternative? Diese Frage ist nur zu 
berechtigt. Vielleicht erinnerst Du Dich an 
ein Papier von Heiko Lietz, Wolfgang 
Ullmann und mir, in der wir unter dem Titel 
„Charta99“ Bilanz zogen über „Menschen- 
rechte in der Menschheitskrise“. Darin war 
nicht nur Kritik enthalten, sondern auch 
Konzepte und Visionen fürden Ausweg aus 
der Krise. Wir sahen damals vor 2 % Jahren 
keine vernünftige Möglichkeit, dieses in ei- 
nem anderen Stil geschriebene Papier mit 
Aussicht auf Beachtung an die Öffentlich- 
keit zu bringen. Unsere Einschätzung war: 
So etwas interessiert die Medien überhaupt 
nicht. 

Nun aber dieser Aufschrei - Du charakteri- 
sierst es richtig - „wir haben es satt“. Kon- 
zepte und Visionen kann man nicht „auf- 
schreien“. Ein anderer, nicht sehr verständ- 
nisvoller Kritiker meint, wir würden „brül- 
len“. Nun ja, nach meinem Verständnis des 
Aufrufs gefragt, würde ich sagen: Es ist ein 
„Zeugnis der Betroffenheit“. Du selbst hast 
mich darauf gebracht, als Du in Deiner Stel- 
lungnahme an mein Zeugnis der Betroffen- 
heit zur Eröffnung der Ökumenischen Ver- 
sammlung der DDR am 13. Februar 1988 
erinnertest. 

Du bringst in Deiner Stellungnahme „Satt- 
heit und Hunger in der Politik“ unser „Satt 
Haben“, wie ich finde, unzulässig in einen 
Gegensatz zu „Hunger nach Nahrung, Ge- 
rechtigkeit und Bildung“. Ich hoffe, deut- 
lich gemacht zu haben, dass wir es satt ha- 
ben, weil wirHunger nach Wahrheit haben, 
wenigstens nach einem Minimum an Öf- 
fentlicher Wahrheit. Wo Wahrheit nicht ist, 
ist keine Gerechtigkeit. Wo keine Gerech- 
tigkeit ist, ist kein Frieden. 

Auf besseres Verstehen hofft 


Dein Hans-Jürgen Fischbeck 


Strahlenschutz, weil das billiger ist, 
der Schutz Schwangerer und Ju- 
gendlicher wird abgebaut usw.usw. 
Das waren immerhin grüne Spitzen- 
themen - die kostbare Zeit der ver- 
mutlich auf lange Zeit einzigen und 
letzten rot-grünen Koalition wur- 
de schlichtweg verschenkt. Bei 
diesen Themen weiß ich genau, 
worüber ich rede. Ihr könnt das im 
Strahlentelex nachlesen oder un- 
ter www .gfstrahlenschutz.de. 

Ihr werft alle Parteien in einen Topf, 
dabei bedenkt Ihr nicht, dass gerade die 
Menschen in den östlichen Ländern 
unserer Bundesrepublik sehr konserva- 
tiv die alten Parteien, seien sie links oder 
rechts, wählen! 

Liebe Leute, was meint Ihr denn, 
weshalb die Leute im Osten so sel- 
ten Grün wählen! Wir sind doch 
wirklich in der Zwickmühle - wir 
waren wirklich froh, daß die Ära 
Kohl zuende ging. Vertritt Schröder 
Eure Interessen oder eher die der 
Großindustrie? Ich werde ihm nicht 
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nachweinen, auch wenn mir schwül 
wird, wenn ich an seinen Nachfol- 
ger denke. Aber das ist ja ein Kern- 
punkt unserer Kritik - es ist völlig 
wurscht, wen wir wählen - er wird 
die Reichen reicher und die Armen 
ärmer machen, zu den Reichen ge- 
hören wir leider nicht. 

Vielleicht spielt bei uns Ossis auch eine 
Rolle, daß wir selbst oder unsere Freun- 
de erhebliche Rechtfertigungsnöte hat- 
ten, weshalb man in der Partei (SED) 
war. Ein Grund wurde gerne angege- 
ben, daß man die Zustände und die 
Partei nur von innen verändern 
kann. (So ähnlich wurde auch über 
die Mitgliedschaft in der NSDAP ge- 
redet). Dabei spielte auch eine Rol- 
le der “warme Arsch” - eswar nicht 
schlecht für die Karriere, wenn man 
Genosse war, es warsicher nicht gut 
oder gar schlecht, wenn man aus 
der Partei austrat. Also zimmerte 
man sich eine einigermaßen vor- 
zeigbare Legende, weshalb man in 
der Partei war. Eine Rolle spielte si- 
cher auch das an sich nicht schlech- 
te Gefühl von Solidarität mit politi- 
schen Freunden und schließlich die 
Illusion, die Partei verändern zu 
können. Es geht mich überhaupt 
nichts an, weshalb Ihr bei den Grü- 
nen seid, ich will Euch auch nicht zu 
Massenaustritten verführen. Aber 
eine gew isse Mitverantwortung für 
Fehlleistungen seiner Parteioberen 
hat man schon, wenn man sie nicht 
korrigieren kann und auch nicht aus 
der Partei austritt. 

Wir als Grüner Ortsverband aus Stutt- 
gart hätten uns sehr gewünscht, dass 
bei der letzten Bundestagswahl die grü- 
ne Partei mit mehr Stimmen in die Ko- 
alition hätte eintreten können, dann 
hätte eine andere Politik mehr Profil 
entwickeln können. 

Glaubt Ihr wirklich, daß Trittin ein 
anderer Trittin oder Fischer ein an- 
derer Fischer geworden wäre? Hät- 
te es vielleicht dann keinen Krieg- 
seinsatz gegeben? Der von Euch zu 
Recht genannte Profilmangel wür- 
de kaum anders aussehen. 

Was passiert wäre, wenn eine andere 
Parteienkonstellation an der Regierung 
gewesen wäre und die Probleme auf 
dem Balkan und in Afghanistan zur 
Debatte gestanden wären, kann man 
sich gar nicht vorstellen! Es ist doch al- 
lein dem vorsichtigen Herangehen von 
Joschka Fischer u.a. zu danken, dass die 
verschiedenen Konflikte nicht noch 
mehr eskaliert sind. Es wäre sicher we- 
niger bedenklich diskutiert und viel- 
leicht auch schneller kriegerisch reagiert 
worden. 

Seid Ihr da sicher? Könnt Ihr Euch 
nicht vorstellen, daß Ihr im Bundes- 
tag ein mörderisches Geschrei an- 
gestimmt hättet, wenn etwa CDU 
und FDP die Kriegsbeteiligung zur 
Debatte gestellt hätten? Oder einen 
solchen Atomscheinausstieg? Eine 
solche Strahlenschutzverordnung? 
usw. Ich bin wirklich ehrlich davon 
überzeugt, daß die Grünen in der 
Opposition so schlecht nicht waren. 
Der Protest der Grünen, der PDS und 
von Teilen der SPD hätte vieles, was 
jetzt fast glatt durch den Bundes- 
tag gepeitscht werden konnte, un- 
kalkulierbar riskant für eine schw ar- 
ze Regierung werden lassen. Mit 
der Glaubwürdigkeit Eurer grünen 
Thesen in der Vergangenheit habt 
Ihr nach den heutigen Entscheidun- 
gen ein Problem, in dem Ihr nun mit 
der PDS gleichauf liegt. Die PDS hat 
eine dunkle Vergangenheit und 
macht jetzt ganz vernünftige Posi- 
tionen, bei Euch ist es umgekehrt, 
Ihr hattet früher vernünftige The- 
sen und seid jetzt zu Schröders 
Blinddarm verkümmert - schwer zu 
sagen, was appetitlicher ist. 

Es war von niemandem vorauszusehen 
oder zu ahnen, dass solch ein Attentat 
verübt würde, obwohl schon vor Jah- 
ren dieser ominöse Anschlag mit dem 
Sprengstofflastwagen im World-Trade- 
Centrum stattfand. Der damals schul- 
dige blinde M ullah kam ins Gefängnis, 
er wurde rechtstaatlich verurteilt. 
Terror ist seitJahrzehnten ein inter- 


national erkanntes ernstes Problem. 
Für die Grünen war sehr richtig die 
Unschützbarkeit von Kernkraftwer- 
ken gegen Krieg und Terror ein al- 
tes gravierendes Argument gegen 
Kernkraftwerke überhaupt. Was 
haben die Grünen nach dem Schock 
des 11.9. bezüglich der Kernenergie- 
nutzung auf die Beine gebracht? Bis 
heute gibt esnichtmaldieJodtabletten, 
geschweige denn eine deutlich 
zügigere Verabschiedung von dieser 
Teufelstechnologie. Es liegt doch auf 
der Hand, daß der nächstgemeine 
Anschlag eine kerntechnische Anla- 
ge zum Ziel haben kann. Das wis- 
sen wir - und Rot-Grün steckt den 
Kopf in den Sand. 

Es kann nicht ohne Entschlossenheit 
diesem menschenverachtendem Den- 
ken und Handeln begegnet werden, 
trotz aller, auch von den Regierungen 
der westlichen Staaten gemachten Feh- 
lern. Es würden und werden womög- 
lich noch mehr solche Angriffe stattfin- 
den und kein Mensch kann garantie- 
ren, dass nicht noch mehr Terrorakte 
verübt werden; auch nicht wenn nicht 
militärisch reagiert worden wäre, im 
Gegenteil, die Terroristen wären gera- 
dezu motiviert worden, dem „Westen“ 
zu zeigen, wer die Welt in Atem halten 
kann. 

“Entschlossenheit” - ist das nicht so 
ein Jokerw ort, das man verwendet, 
wenn einem nichts Gescheites ein- 
fällt? Was soll das heißen? Muß das 
ein zig Milliarden Dollar schwerer 
Militäreinsatz sein? 

Was haltet Ihr denn davon, mal über 
die Motive der Terroristen nachzu- 
denken und möglicherweise den Stil 
der bisherigen amerikanischen Au- 
ßenpolitik und der Globalisierung auf 
den Prüfstand zu schicken? Wie 
schätzt Ihr denn ein, daß die Ameri- 
kaner die schon damals als gefähr- 
lich und frauenverachtend bekann- 
ten Taliban erst in den Sattel geho- 
ben haben? Im übrigen haben die 
Amerikaner das nicht viel anders 
mit Saddam Hussein gemacht, be- 
vor sie gegen ihn Krieg führten. 
Was bliebe an Stoff für diesen sinn- 
losen Krieg gegen Lehmhütten, 
wenn Ihr die Öl-Fragen weglaßt? 
Wäre es nicht an der Zeit, mal die 
Terroristen und ihre Verbindungen 
zu den Geheimdiensten der Groß- 
mächte zu diskutieren? 

Macht mir doch mal den Unter- 
schied eines Bombardements mit 
international geächteten Streu- 
bomben und anderen Kalibern auf 
völlig unbeteiligte Zivilisten, Rot- 
Kreuz-Einrichtungen, Lebensmittel- 
lager, Energie- und Wasserversor- 
gung auf der einen und dem An- 
schlag auf die beiden Türme auf der 
anderen Seite klar. 

Ich habe nichts dagegen, daß die Ver- 
antwortlichen mit polizeilichen Mit- 
teln gesucht werden, ihnen vor ei- 
nem internationalen Strafgerichtshof 
ein fairer Prozeß gemacht wird und 
ein hartes Urteil gefällt wird, wenn 
die vorgelegten Beweise das Gericht 
von der Schuld der Angeklagten 
überzeugen. 

Das Wort von der „uneingeschränkten 
Solidarität“ halten auch wir für falsch. 
Wir verstehen allerdings, dass es damals 
wohl aus der Erschütterung über diese 
schlimme Tat und aus der Verpflichtung 
gegenüber den Verbündeten zustande 
kam. 

Den von Euch entdeckten Ausbau der 
westlichen Geheimdienste kann man 
doch nicht der rot-grünen Regierung 
vorwerfen. 

Was ist mit dem Otto-Katalog? 
Sprach er Eure Sprache? Wenn nicht 
- habt Ihr mit Erfolg versucht, den 
Otto-Katalog zu verbessern? Seid 
Ihr mit dem Ergebnis zufrieden? 
Übrigens, wer hat süffisant und höh- 
nisch über Eure Sehnsucht nach Ge- 
rechtigkeit gelacht ? 

Da könnte ich Euch etliche Situatio- 
nen aus eigenem Erleben mit Na- 
men und Adressen nennen. Am lau- 
testen haben die Juristen gelacht. 
Vielleicht erinnert Ihr Euch an den 
Satz von Bärbel Bohley, der genau 


das Problem traf, und die Reaktion 
in den Medien und von Politikern 
aller Richtungen darauf: “Wir woll- 
ten Gerechtigkeit und haben den 
Rechtsstaat bekommen.” Das ist 
wirklich keine polemische Übertrei- 
bung. 

Die „vermeintlichen Anstifter“, wie Ihr 
sie zu nennen pflegt, haben sich in der 
Zwischenzeit zu ihrer Tat bekannt. 
Wenn Ihr das Video von Bin Laden 
meint - Habt Ihr die Analysen der 
Übersetzung in MONITOR studiert? 
Unter Euch sind sicher Juristen - 
würden diese Materialien vor ir- 
gendeinem Gericht der Welt als Be- 
weis ausreichen? Glaubt Ihr, daß die 
USA handfeste Beweise haben - sie 
aber nur eben nicht veröffentlichen 
möchten? 

Die Behauptung, deutsche Politiker be- 
geisterten sich für die Todesstrafe, ist 
eine Verleumdung (jedenfalls wenn Ihr 
grüne Politiker damit meinen solltet, 
aber auch in anderen Parteien). 
Bisher war es so, daß Kriminelle, die 
im Ausland mit der Todesstrafe 
rechnen müssen, nicht von Deutsch- 
land ausgeliefert werden. Ihr könnt 
in den Medien nachlesen, daß deut- 
sche Spitzenpolitiker bei nicht nur 
einer Gelegenheit akzeptiert haben, 
daß nicht nur die “vermeintlichen 
Anstifter” militärisch liquidiert wer- 
den - das verstehe ich als Todesstra- 
fe vor dem Gerichtsverfahren, also 
auf Verdacht. Dasist ein Rückfall ins 
Mittelalter. Daß man nebenbei bil- 
ligend in Kauf nimmt, daß es dabei 
tausende - niemand wird sich ernst- 
haft die Mühe machen, sie zu zäh- 
len - völlig unbeteiligter Zivilisten, 
Alte, Frauen und Kinder gibt, die 
dabei mit umgebracht werden, ist 
noch schärfer als Todesstrafe. 
Auch dass eine angebliche Diskussion 
um die Anwendung der Folter salonfä- 
hig würde ! 

Mit diesen Aussagen disqualifiziert Ihr 
alle Eure Anliegen ! 

Das wurde in den USA ernsthaft dis- 
kutiert, man hat überlegt, die zu 
folternden Leute z.B. nach Frank- 
reich zu bringen und sie von den im 
Foltern von Algeriern erfahrenen 
Freunden dort foltern zu lassen. 
Habt Ihr einen deutlichen Wider- 
spruch der politischen Klasse in 
Deutschland gehört? Wie bewer- 
tet Ihr, daß die USA seit Jahren die 
Einrichtung des internationalen 
Strafgerichtshofes behindern und 
deutlich erklären, daß sie niemals 
einen Amerikaner an ein solches 
Gericht übergeben würden? 

„Das platte Geschwätz auf Parteitagen“ 
empfinden wir als geradezu beleidi- 
gend, wenn man den Grünen Partei- 
tag in Rostock betrachtet. Eine gründ- 
lichere und verantw ortungsvollere Dis- 
kussion und Entscheidungsfindung ist 
unseres Erachtens kaum vorstellbar! 
Wie soll oder kann Demokratie nach 
Eurer Ansicht funktionieren, mit wel- 
cher Art von Diskussion und welcher 
Behandlung unterschiedlicher Meinun- 
gen? Bei einem notwendigen Beschluss 
zählt schließlich die Mehrheitsposition, 
gleich ob im Ortsverband, Gemeinde- 
rat, Parteitag oder im Parlament. 

War es nicht so, daß die grüne Ba- 
sis mit großer Mehrheit gegen den 
Kriegseinsatz war? Hatten sich nicht 
fast alle Landesverbände gegen den 
Kriegseinsatz geäußert? Dann kam 
in Rostock eine Rede von Joschka 
Fischer, sehr laut und sehr faltig - 
das gew ichtigste Argument war die 
Androhung eines FDP-Außenmini- 
sters - und schon war die Sache 
gelaufen. Wenn das für Euch nor- 
mal ablief, dann laßt Euch sagen, 
daß wir uns für Euch geschämt ha- 
ben. Esging doch nicht um die Brei- 
te von Fahrradwegen oder glückli- 
che Hühnereier, sondern um Krieg, 
verdammt nochmal. 

Mit Verweigerung kommt niemals eine 
andere Mehrheit zu Stande; damit käme 
auch der Rechtsstaat, den Ihr so verdäch- 
tigt, in Gefahr! Es ging auch bei der rot- 
grünen Entscheidung für den Einsatz in 
Afghanistan nicht um die Sorge um den 
„eigenen warmen Arsch“, sondern im 


Grunde um Maßnahmen gegen die 
Gefährdung des Weltfriedens (im übri- 
gen in einer gemeinsamen Anti-Terror- 
Allianz in einmaliger Breite - incl. 
Russland, China und einer großen Zahl 
islamischer Staaten und begleitet mit 
einstimmigen Beschlüssen des UNO-SIi- 
cherheitsrats, schaut das jüngste Unter- 
stützungsangebot Kubas-12.1.02- an!). 
Geht es Euch wirklich so glatt 
runter, den Weltfrieden mit der 
Bombardierung eines Lehmhütten- 
landes schützen zu wollen? Das ist 
doch Ettikettenschw indel! Es fängt 
doch schon an, daß andere Staaten 
die Argumentation der Amerikaner 
aufgreifen (Israel/Palästinenser und 
Indien/Pakistan). Niemand wird 
Putin mehr nach Tschetschenien fra- 
gen. Praktisch stellt der mit der grö- 
ßeren Faust fest, daß der andere der 
Terrorist ist, und dann haut er drauf. 
Stellen wir uns so die künftige 
Weltfriedensordnung vor? Ich emp- 
fehle Euch sehr die Ausstellung über 
die Kriegsverbrechen der Wehr- 
macht, mir sind wieder und wieder 
die Parallelen mit der gegenw ärti- 
gen Situation durch den Kopf ge- 
gangen: Verabschiedung von den 
international gültigen Spielregeln 
zum Krieg, tendenziöse Verzerrung 
des Gegnersin der Propaganda, Zer- 
störung der Lebensgrundlagen der 
Bevölkerung, nicht nur Sieg - son- 
dern Vernichtung, Märchen zur 
Rechtfertigung der Brutalität. “Ab 
Null Uhr wird zurückgeschlagen”. 
Seht Euch mal die Haager Land- 
kriegsordnung und ähnliche Papie- 
re an und bildet Euch eine Meinung 
dazu. 

War es nicht tatsächlich so, daß die 
Regierungsparteien im Bundestag 
nicht allein die Mehrheit für den 
Kriegseinsatz zusammengebracht 
hätten, wenn es die “warmen 
Ärsche” nicht gegeben hätte - kon- 
kret haben rund 20 Leute aus SPD 
und Grünen zu Protokoll gegeben, 
daß für sie die Regierungs- 
beteiligung wichtiger war, als ihrem 
Gewissen zu gehorchen, wozu sie 
nach dem Grundgesetz verpflichtet 
gewesen wären, und gegen den 
Kriegseinsatz zu stimmen. 

Ihr erwähnt den UN-Sicherheitsrat 
- er hat Verschiedenes, aber defini- 
tiv keinen Kriegseinsatz gegen Af- 
ghanistan beschlossen. 

Die Gerechtigkeit in der Welt und in 
Deutschland, und unsere Rechtsstaat- 
lichkeit wird nur mit Reden in der Fa- 
milie, wie Ihr es vorschlagt, nicht ver- 
teidigt bzw. gewonnen. 

Das ist ein allerdings ernstgemein- 
tes Bild. Die Leute, die heute mit 
Krieg nach der neuen Rolle Deutsch- 
lands in der Welt gieren, haben Sta- 
lingrad, Dresden oder Hiroshima 
nicht mehr aus eigenem Erleben im 
Hirn eingebrannt. Wir haben den 
fatalen Eindruck, daß die Erinne- 
rung an das, was Krieg tatsächlich 
bedeutet, in der Gesellschaft durch 
den Generationenwechsel (ohne 
bösen Willen) verblaßt. Unsere Kin- 
der interessieren sich durchaus für 
die Erzählungen der Alten von frü- 
her. Lassen wir niemals in Verges- 
senheit geraten, was Krieg ist, wie 
man die Bevölkerung zur Kriegs- 
begeisterung bringt und daß die Ze- 
che von der Zivilbevölkerung be- 
zahlt wird. 

Widersprechen in der Demokratie ist 
geradezu Pflicht - aber nicht nur wider- 
sprechen - sondern kritisch mitarbei- 
ten und Mehrheiten im eigenen Sinn 
gewinnen! 

Wir haben mit der Erfahrung vom 
Kippen der Grünen in ihren Kern- 
themen weiter an Hoffnung verlo- 
ren, daß überhaupt eine Partei- 
struktur in der Lage wäre, die Kar- 
re aus dem Dreck zu ziehen. Ihr 
verhaltet Euch in den wesentlichen 
Fragen nicht besser als die klassi- 
schen Parteien. Das sehen auch jene 
unter uns als Tragödie an, die nie 
Mitglieder Eurer Partei waren - Ihr 
habt die Hoffnung zerstört, daß es 
vielleicht doch möglich sein könn- 
te, durch Parteimitgliedschaft oder 


die Gründung einer neuen Partei die 
Welt zu verbessern. Es scheint in der 
Natur von Parteistrukturen zu lie- 
gen, daß am Ziel dertypischen Och- 
sentour, an den klebrigen Hebeln 
der Macht eben eher ein Ochse (da- 
her “Ochsentour”), oft ein Chamä- 
leon, aber nur sehr selten ein Ler- 
che ankommt. Wer dann da oben 
ankommt muß einfach mit einem 
angemessenen Posten versorgt 
werden, eine Qualifikation, eine 
Ausbildung dafür braucht man 
nicht, nur entsprechende Berater. 
Daß das ein Problem darstellt, kann 
w ohl niemand ernsthaft bestreiten. 
Nun hat auch noch die Grüne Ober- 
schicht gründlich das Band zu der 
Euch wohlgesonnenen Gruppie- 
rung der Fachleute auf verschiede- 
nen Gebieten faktisch zerschnitten, 
das ist ein schwerer Schaden, für 
dessen Reparatur man sehr sehr 
lange brauchen wird, wenn das 
denn überhaupt geht und man 
denn den Schaden überhaupt als 
Schaden empfindet. 


Stuttgart, den 17.1.2002 


Freundliche Grüße 

Im Auftrag des Ortsverbands von Bünd- 
nis 90/Die Grünen Stuttgart-Sillenbuch 
Karsten Hoffmann (OV-Sprecher) 


Ihr seid die bisher einzige B9O/Grü- 
ne Struktur, die unseren Handschuh 
aufgenommen und auf unsere Vor- 
würfe geantwortet hat. Dafür dan- 
ke ich Euch - auch wenn wir unter- 
schiedlicher Meinung sind. Die Dis- 
kussion über die bestehenden Miß- 
stände ist der notwendige erste 
Schritt, vielleicht fällt uns gemein- 
sam etwasein, wie wir in eine ganz 
andere Richtung und mit ganz an- 
deren Mitteln Politik machen kön- 
nen. 


Mit freundlichen Grüßen 
Sebastian Pflugbeil 
17.1.02 


P.S. Was haltet Ihr von der Artikelserie 
von Mathias Bröckers mit dem Titel "The 
WTC Conspiracy”? Ihr findet sie im 
Internet unter www.heise.de/tp/. Die 
Fragen, die ich in der Antw ort auf Euern 
Brief gestellt habe, sind für mich echte 
Fragen - Eure Antwort würde mich 
schon interessieren. 
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Wir haben vor, die Diskussion 
weiterzuführen - vorerst im Internet, 
per Fax und Brief und auch mit 
weiteren Zeitungsbeilagen. Diese 
kosten Geld, und wir sind (weiterhin) 
auf die Unterstützung von Einzelnen 
wie von Vereinen und Organisationen 
angewiesen. Wer zum Gelingen dieses 
Vorhabens auch finanziell beitragen 
möchte, den bitten wir um Spenden 
unter dem Stichwort „Satthaben“ auf 
das Konto des Neuen Forum Berlin, 
Konto-Nummer 7183965801 bei der 
Berliner Bank (BLZ 100 200 00). 


